



































1

fur Verfassungsschutz innerhalb der durch das Recht gesetzten
Schranken berechtigt, bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben
die nachrichtendienstlichen Mittel anzuwenden, die nach pflicht-
gemalem Ermessen erforderlich erscheinen.
(2) Dem Landesamt fir Verfassungsschutz und seinen Angeho-
rigen stehen polizeiliche Befugnisse nicht zu.

§5

Amtshilfe und Auskunftserteilung
(1) Die Behérden und Einrichtungen des Landes, die Gemem—
den, die Gemeindeverbédnde, die sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden juristischen Personen des 6ffentlichen
Rechts sowie die Gerichte des Landes und das Landesamt flr
Verfassungsschutz leisten sich gegenseitig Rechts- und Amts-
hilfe.
(2) Das Landesamt flr Verfassungsschutz kann Uber alle Ange-
legenheiten, deren Aufkldrung zur Wahrnehmung seiner Aufga-
ben erforderlich ist, von den in Absatz 1 genannten Stellen
Auskiinfte und die Ubermittlung von Unterlagen verlangen,
soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.
(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen unterrichten von sich aus
das Landesamt fir Verfassungsschutz Uber alle Tatsachen, die
sicherheitsgefahrdende oder geheimdienstliche Tatigkeiten flr
eine fremde Macht oder Bestrebungen erkennen lassen, die
durch Anwendung von Gewalt oder dahin gehende Vorberei-
tungshandlungen gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder
eines Landes gerichtet sind; die Polizeidienststellen und -behor-
den Ubermitteln darliber hinaus auch alle ihnen bekannten
Tatsachen und Unterlagen Uber Bestrebungen und Tatigkeiten
im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1

56
Weitergabe von Erkenntnissen an Dritte
Das Landesamt fur Verfassungsschutz darf seine Erkenntnisse
nicht an andere als staatliche Stellen weitergeben, es sei denn,
dafl} dies zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung, des Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder
eines Landes erforderlich ist. Die Entscheidung Uber die Weiter-
gabe trifft der Innenminister oder sein standiger Vertreter.

§7
Parlamentarische Kontrolle
{1) Das Innenministerium unterrichtet den Standigen Ausschuf}
des Landtags Uber die Tatigkeit des Verfassungsschutzes halb-


















































































































































































































































































































































































































	Verfassungsschutzbericht Baden-Württemberg 1980
	Vorwort
	Inhalt
	A. Rechtliche Grundlagen
	1. Grundgesetz
	2. Gesetz über den Verfassungsschutz in Baden-Württemberg
	3. Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes

	B. Verfassungsschutz durch Aufklärung
	C. Der Bericht
	I. Linksextremistische Bestrebungen
	1. Allgemeiner Überblick
	2. Deutscher linksextremistischer Terrorismus
	2.1 „Rote Armee Fraktion" (RAF) und Unterstützerbereich
	2.1.1 „Rote Armee Fraktion" (RAF)
	2.1.2 Unterstützerbereich der RAF

	2.2 „Revolutionäre Zellen" (RZ)

	3. Aktivitäten der undogmatischen „Neuen Linken"
	4. Organisationen der dogmatischen„Neuen Linken"
	4.1 „Kommunistischer Bund Westdeutschland" (KBW)
	4.2 „Bund Westdeutscher Kommunisten" (BWK)
	4.3 „Komitees für Demokratie und Sozialismus" (KDS)
	4.4 „Kommunistische Partei Deutschlands (Marxisten-Leninisten)" - KPD -
	4.5 „Kommunistischer Arbeiterbund Deutschlands" (KABD)
	4.6 „Kommunistischer Bund" (KB)
	4.7 Trotzkistische Vereinigungen

	5. Organisationen der „Alten Linken"
	5.1 „Deutsche Kommunistische Partei" (DKP)
	5.1.1 Ideologisch-politischer Standort
	5.1.2 Organisation, Mitgliederentwicklung und Finanzierung
	5.1.3 Schwerpunkte der Agitation
	5.1.4 Publikationswesen und Schulung
	5.1.6 Beteiligung an Wahlen

	5.2 „Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend" (SDAJ)
	5.3 „Junge Pioniere - Sozialistische Kinderorganisation" (JP)
	5.4 Von der DKP beeinflußte Organisationen
	5.4.1 "Deutsche Friedens-Union"
	5.4.2 „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund derAntifaschisten" (VVN-BdA)
	5.4.3 ,,Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte Kriegsdienstgegner" (DFG-VK)


	6. Linksextremistische Bestrebungen an den Hochschulen des Landes
	6.1 „Marxistischer Studentenbund Spartakus" (MSB)
	6.2 „Sozialistischer Hochschulbund" (SHB)
	6.3 „Kommunistische Hochschulgruppe" (KHG)
	6.4 „Kommunistische Studentengruppen" (KSG)
	6.5 „Marxistisch-Reichistische Initiative" (MRI)
	6.6 „Marxistische Gruppen" (MG)


	II. RechtsextremistischeBestrebungen
	1. Allgemeiner Überblick
	2. Neonazistische Bestrebungen
	2.1 Allgemeiner Oberblick
	2.2 Neonazistischer Terrorismus
	2.3 NS-Gruppen im Bundesgebiet
	2.4 NS-Gruppen in Baden-Württemberg
	2.5 Neonazistische Ausschreitungen
	2.6 Maßnahmen gegen rechtsextremistische Aktivisten
	2.7 Internationale Verflechtungen des Rechtsextremismus

	3. Nationaldemokratische Organisationen
	3.1 „Nationaldemokratische Partei Deutschlands" (NPD)
	3.2 „Junge Nationaldemokraten" (JN)
	3.3 „Nationaldemokratischer Hochschulbund" (NHB)

	4. „National-Freiheitliche Rechte"
	5. Sonstige rechtsextremistische Vereinigungen
	5.1 „Gesellschaft für freie Publizistik" (GfP)
	5.2 „Bund Heimattreuer Jugend" (BHJ)
	5.3 Kreisgemeinschaft Ostalb des „Bundesverbandes der Soldaten der ehemaligen Waffen-SS e. V." (HIAG)

	6. Rechtsextremistische Publizistik

	III. Aktivitäten politisch extremer Ausländer
	1. Allgemeiner Oberblick
	2. Türken
	2.1 Orthodox-kommunistische türkische Organisationen
	2.2 Türkische Organisationen der „Neuen Linken"
	2.3 Linksextremistische kurdische Gruppierungen
	2.4 Türkische rechtsextremistische und extrem nationalistische Vereinigungen
	2.5 Ausschreitungen unter Beteiligung in Baden-Württemberg ansässiger türkischer Staatsangehöriger

	3. Iraner
	4. Palästinenser
	5. Griechen
	6. Italiener
	7. Jugoslawen

	IV. Zur Situation auf dem Gebiet der Spionagebekämpfung
	1. Allgemeiner Überblick
	2. Der Umfang der erkannten Tätigkeit kommunistischer Geheimdienste
	3. Werbung von Agenten
	3.1 Kontaktanlässe
	3.2 Kontaktaufnahme
	3.3 Zielpersonen
	3.4 Werbungsmethoden
	3.5 Hinweise für das Verhalten . ..
	3.5.1 . . . vor Antritt einer Reise in den kommunistischen Machtbereich:
	3.5.2 . . . nach Rückkehr in die Bundesrepublik Deutschland:


	4. Die Führung von Agenten
	5. Einzelfälle
	5.1 Nachrichtendienste der DDR
	5.2 Nachrichtendienst der Sozialistischen Republik Rumänien

	6. Folgerungen

	Gruppen-, Organisations- und Publikationsregister
	Impressum

